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§ 1 Einleitung  

Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen zwei Problemkreise. Zum einen wird zwi-

schen dem Verfahrensgrundrecht auf angemessene Verfahrensdauer und der sachli-

chen Unabhängigkeit des Richters ein Spannungsverhältnis angenommen. Dem gilt es 

in der Untersuchung näher auf den Grund zu gehen. Zum anderen wurde vor Einfüh-

rung des § 198 GVG Rechtsschutz im Wege der Rechtsfortbildung gewonnener 

Rechtsbehelfe, die auch als „außerordentliche Untätigkeitsbeschwerde bezeichnet 

werden“, gewährt, um das Verfahren so einer Beschleunigung zuzuführen. Nach Ein-

führung des § 198 GVG stellt sich nunmehr die Frage, ob daneben für eine „außeror-

dentliche Untätigkeitsbeschwerde“ noch Raum verbleibt. Dieser Frage wird auf der 

Grundlage der Rechtsbehelfe der Zivilprozessordnung nachgegangen. Demnach ist 

der Untersuchungsgegenstand der Arbeit auf zivilgerichtliche Verfahren begrenzt. 

Bevor das Verhältnis zwischen dem Verfahrensgrundrecht auf eine gerichtliche Ent-

scheidung innerhalb angemessener Frist und der richterlichen Unabhängigkeit be-

stimmt werden kann, gilt es, die Grundlagen des Verfahrensgrundrechts sowie die 

Anforderungen, die an eine Abhilfe im Falle seiner Verletzung gestellt werden, zu un-

tersuchen. Daher nimmt die Untersuchung ihren Ausgangspunkt in den Anforderun-

gen, die EMRK, Grundgesetz und GRCh an die Dauer gerichtlicher Verfahren stellen     

(§ 2). Sodann werden die Auswirkungen der verfassungsrechtlichen Anforderungen 

auf das zivilgerichtliche Verfahren näher beleuchtet (§ 3). Daran schließt sich die Un-

tersuchung an, wie das einfache Recht ausgestaltet werden muss, um einer Verlet-

zung des Verfahrensgrundrechts auf eine gerichtliche Entscheidung innerhalb ange-

messener Frist abzuhelfen (§ 4). Sodann ist der Boden bereitet, um das Verhältnis 

zwischen dem Verfahrensgrundrecht auf eine gerichtliche Entscheidung innerhalb 

angemessener Frist und der richterlichen Unabhängigkeit zu bestimmen (§ 5). 

Um sich dem zweiten Problemkreis zu nähern, wird zunächst der Entschädigungsan-

spruch nach § 198 Abs. 1 S. 1 GVG einer näheren Untersuchung unterzogen (§ 6). Im 

Anschluss daran wird dem Schicksal der im Wege der Rechtsfortbildung geschaffenen 

Rechtsbehelfe nachgegangen. Dazu werden zunächst die Anforderungen herausgear-

beitet, die an eine Rechtsfortbildung prozessualer Rechtsbehelfe zu stellen sind (§ 7). 

In einem weiteren Schritt gilt es dann zu klären, welche prozessualen Rechtsbehelfe 

einer Rechtsfortbildung zugänglich sind, um eine Verfahrensbeschleunigung zu errei-

chen (§ 8). Schließlich gilt es zuletzt noch, das Verhältnis zwischen dem Entschädi-
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